
Euler. Thomas

Von:
Gesendet:

An:
Cc:

Euler, Thomas

Montag, 17. April 2023 1 1:17
Euler. Thomas

Liebich, Udo; Hampel, Ina; Keller. Maximilian; Jansen, Jannis Carl; Winter.
Katharina

WG: Resolution (0762/2022) "Finanzielle Mehrbelastung LWV Hessen
wegen systemwidriger Leistungen'
Anschreiben.Resolution LWV.Lauterbach.pdf; Antwort.Resolution
LWV.BMG.pdf; Antwort.Resolution LWV.BMG ll.pdf; Antwort.Resolution
LvVV.HMSI.pdf; Antwort.Resolution LvVV.LVW Hessen.pdf

Betreff:

Anlagen:

Sehr geehrte Mitglieder von Kreistag und Kreisausschuss(mit uns bekannter E-Mail-Adresse in bcc),

der Kreistag hatte in seiner Sitzung am 12. Dezember 2022 eine Resolution finanziellen Mehrbelastung LWV Hessen
wegen systemwidriger Leistungen beschlossen.

Hierzu erhalten Sie nun das Anschreiben des Dezernates IV sowie die Antwortschreiben dazu

M it freundlichen Grüßen
Im Auftrag
Thomas Euler
Stabsstellenlelter

Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss
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Haus F - Zimmer F 209
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35394 Gießen

Tel.: (0641) 9390-1530
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Zum Schutz unserer IT-Netzwerke nehmen wir keine alten Office-Dokumente mehr entgegen. Dies betrifft folgende Dateiformate: doc, doom, xls, xlsm, ppt.
pptm und pub. PDF-Dokumente sowie Office-Dokumente im neuen Dateiformat können Sie uns wie gewohnt weiterhin zusenden. Weitere Informationen
finden Sie auf unserer Homepage (tltlps;//www.lkgi.de/konlak!).

Thomas Euler

Von: Hampel, Ina

Gesendet: Mittwoch, 5. April 2023 18:08
An: Euler, Thomas <Thomas.Euler@lkgi.de>

Cc: Ide, Frank <Frank.Ide@lkgi.de>

Betreff: Resolution(0762/2022) "Finanzielle Mehrbelastung LWV Hessen wegen systemwidriger Leistungen"

Sehr geehrter Herr Euler,

die Resolution(0762/2022) "Finanzielle Mehrbelastung LWV Hessen wegen systemwidriger
Leistungen" wurde am 13.02.2023 seitens Dezernat IV versendet(Beispiel siehe PDF anbei)
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Die im Dezernat bis März 2023 eingegangenen Antwortschreiben habe ich jeweils als Anlage
beigefügt, mit der Bitte um Weiterleitung an die Gremienmitglieder.

Besten Dank vorab und erholsame Osterfeiertage

Freundliche Grüße

Im Auftrag

Ina Hampel
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Resolution zur finanziellen Mehrbelastung des LWV Hessen
wegen systemwidriger Leistungen ($ 43a SGB XI)

Sehr-geehrter Herr Bundesminister Prof. Dr.. Lauterbach,

der Kreistag des Landkreises Gießen hat in seiner Sitzung. am ]2. Dezember 2022
einen Beschluss zur "Resolution zur finanziellen Mehrbelastung des LVW Hessen wegen
systemwidriger Leistungen ($ 43a SGB XI)" gefasst.

Über diesen Beschluss möchten wir Sie im Folgenden gerne stellvertretend informieren

Der Kreistag beschließt.

)er Kreistag appelliert, sich auf Bundes- und Landesebene flip eine Neuregelung
aller sogenannten .systemwidrigen Leistungen' einzusetzen, mit dem Ziel, nicht
lur den Landeswohlfahrtsverband, sondern gleichzeitig alle Landkreise und
<relsfreien Städte Hessens zu entlasten. Der Kreistag dankt der Verbandsspitze
für die Initiative beim hessischen Ministerium für Finanzen.

Unter .systemwidrigen Lelstungën' versteht der Kreistag alle Leistungen, welche
aufgrund von inkonsistetiten gesetzlichen Verpflichtungen, fehlenderl gesetzlichen
Regelungen, restriktiven Bewilligungspraxen anderer Kostenträger und
'narigelnder Alternativen, durch den LWV Hessen finanziert werden milssen.
)bwohl diese systematisch nicht in die Zuständigkeit der Eirlgliederungshllfe
gehören. Dazu zählen Ansprüche auf Leistungsbeträge der Pflegeversicherung in
;tatiortären Eingliederungshllfeeinrichturigerl. Der Kreistag begrilßt daher den

Landkreis Gießen
Der Kreisausschuss
Postfach ll 07 60
35352 Gießen
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Fax 0641 33448
E-Mail Info@lkgl.de
Internet www.lkgl.de
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einheitlichen Beschluss der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2022 zu .$ 43a
SGB XI, der notwendige Änderungen bei den Leistungen der Pflegekasse fein
behinderte Menschen. insbesondere in den besonderen Wohnformen der
Eingliederurlgshilfe, einfordert urld die Berlachteiligung dieser pflegebecltirftigerl
Personer} beendet. Ferner zählen zu den "systemwidrigen Leistungen" die Kosten
des LWV flip die Fachkliniken zur medizinischen Rehabilitation, air die Koster} der
Unterkunft (} 25% Regelung) und air die Soziotherapie der Krankenversicherung.

Der Kreistag fordert, all diese Leistungen systemgerecht durch andere
Kostenträger zu finanzieren und das Budget des LWV und letztendlich das der
Kommunen, die den LWV tragen, um derzeit T 1 5 Mio. €jährlich zu entlasten.

In Erwartung einer Antwort bedanken wir uns vorab für Ihre Bemühungen. Die
verzögerte tJbermittlung des Schreibens bitten wir aufgrund eines Amtswechsels zu
entschuldigen.

Mit freundlichen Grüßen

P

Frank Ide

Hauptamtlicher Kreisbeigeordneter
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Leistungen der Pflegeversicherung - hier: Leistungen nach S 43a Elftes Bude Sozialgesetzbuch

Sehr geehrter Hen Ide.

vielen Dank für Ihr Schreiben an Herm Bundesminister Christian lindner vom 13. Februar 2023.

Das Bundesministerium der Finanzen hat das Bundesministerium für Gesundheit gebeten, die Be

antwortung im Rahmen seiner Zuständigkeit zu übemehmen. Das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales war hierbei beteiligt

In Ihrem Schreiben teilen Sie mit, der Kreistag des Landkreises Gießen habe in seiner Sitzung am

12. Dezember 2022 einen Beschluss gefasst hinsichtlich einer finanziellen Belastung des Landes-

wohlfahrtsverbandes(LWV) Hessen wegen sog. ,,systemwidriger Leistungen($ 43a SGB XI)',.den Sie

mit Ihrem Schreiben übemlitteln. Hiemach appelliert der Kreistag an Bundes- und Landesregie-

rung, hinsichtlich der sog. "systemwidrigen Leistungen' (S 43a SGB XI) eine Neuregelung zu treffen.

welche die bisherige Ungleichbehandlung bei den Pflegeleistungen zwischen Menschen, die zum

einen in Einrichtungen der Eingliederungshilfe und zum anderen in anderen Wohnfomlen woh-

nen, beseitige. Die derzeitige Regelung sei nicht nur eine eklatante Benachteiligung von Menschen

mit Behinderung. die in besonderen Wohnfomien leben, gegenüber Menschen in Pflegeheimen o-

der häuslicher Pflege, sie stelle zudem für die kommunale Seite eine nicht zumutbare Belastung

dar. Allein für den LWV Hessen verursachten diese ,,systemwidrigen Lebtungcn' Belastungen von

ca. 100 Mio. Euro pro Jahr und bedeuteten damit auch für den Landkreis Gießen eine starke finanzi-

elle Belastung im Zuge der Verbandsumlage. Es sei nicht tragbar, dass hier eine signifikante Un-

gleichbehandlung erfolge. die dem Gedanken der Inklusion widerspreche und sogar ggf. geeignet

sein könne, Einrichtungen der EingliederungshWe unattraktiv(er) zu machen. Ressourcen und Leis-

tungen, die hierfür aufgewendet würden, fehlten an anderer Stehe beim örtlichen und überörtll-



Säle 2von 3 chen Sozialhilfeträger für eine moderne, innovative auf Inklusion zielende Sozialpolitik Der Kreis

tag fordert den Kreisausschuss des Weiteren unter anderem auf, die gleidllaufenden Bemühungen

des LWV Hessen zu unterstützen.

Der Beschluss des Kreistages des Landkreise Gießen bezieht sich mithin auf die Leistungen der Pole

geversicherung nach S 43a Elftes Buch Sozialgesetzbuch(SGB XI).

Im Rahmen der Leistungen für Menschen hit Behinderungen mit den Pflegegraden 2 bis 5. die in

vollstationären Einrichtungen leben. in denen die Teilhabe am Arbeitsleben, die Teilhabe an Bil-

dung oder die soziale Teilhabe, die schulische Ausbildung oder die Erziehung von Menschen mit

Behinderungen im Vordergrund des Einrichtungszwecks stehen, beteiligt sich die Pflegeversiche-

rung an den Kosten für die in den Einrichtungen erbrachten Pflegeleistungen gemäß S 43a SGB XI.

Das bedeutet, dass die Pflegekasse pauschal Kosten in Höhe von 15 Prozent der mit dem Leistungs-

erbringer nach Teil 2 des Neuntes Buches Sozialgesetzbuch(SGB IX) vereinbarten Vergütung über-

nimmt, höchstens jedoch 266 Euro im Kalendermonat Damit sind die pflegebedingten Aufwen-

dungen einschließlich der Aufwendungen für Betreuung und die Aufwendungen für Leistungen
der medizinischen Behandlungspflege, die in der Einrichtung erbracht werden. seitens der Pflege-

versicherung pauschal abgegolten. Flankierend zu der Regelung des $ 43a SGB XI ist zugleich in

S 103 Absatz l SGB IX geregelt, dass die Eingliederungshilfe in den oben genannten Einrichtungen

auch die notwendige Pflege umfasst Mit dieser Regelung wird sichergësteUt, dass die pflegebedürf

tagen Menschen in den genannten Einrichtungen die notwendigen pflegerischen Leistungen zu-

sammen mit den Leistungen der Eingliederungshilfe aus einer Hand erhalten.

Das Gleiche gilt gemäß SGB XI und SGB IX für Menschen mit Behinderungen mit den Pflegegraden

2 bis 5, die Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten und in Räumlichkeiten leben.

in denen der Zweck des Wohnens von Menschen mit Behinderungen und der Erbringung von

Leistungen der Eingliederungshilfe für diese im Vordergrund steht.

auf deren Uberlassung das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz Anwendung findet(bei de -

nen die Überlastung von Wohnraum und Pflege- oder Betreuungsleistungen also in bestimm-

ter, im Gesetz beschriebenen Weise miteinander verbunden sind) und

in denen der Umfang der Gesamtversorgung der in den Räumlichkeiten wohnenden Men-

schen mit Behinderungen durch Leistungserbringer regelmäßig einen Umfang erreicht. der

weitgehend der Versorgung in einer vollstationären Einriëhtung entspricht

Bei einer Versorgung der Menschen mit Behinderungen sowohl in solchen Räumlichkeiten als

auch in Einrichtungen ist eine Gesamtbetrachtung anzustellen. ob der Umfang der Versorgung

durch Leistungserbringer weitgehend der Versorgung in einer vollstationären Einrichtung ent-

spricht

Befinden sich Menschen mit Behinderungen und einem Pflegegrad an bestünmten Tagen nicht in

den oben genannten Einrichtungen oder Räumlichkeiten. sonden werden zu Hause - beispiels-

weise bei den Eltern - gepflegt und betreut. stehen für die Tage dieser häuslichen Pflege Leistungen



sdb 3 vo" 3 der Pflegeversicherung zur Unterstützung der häuslichen Pflege nach dem SGB XI zur Verfügung.

So besteht beispielsweise Anspruch auf ein ungekürztes Pflegegeld anteilig für die Tage, an denen

die Versorgung der Pflegebedürftigen in einem Haushalt außerhalb der Einrichtungen oder Räum-
lichkeiten sichergestellt whd.

Die genannten Rechtsvorschriften regeln damit insgesamt betrachtet die Gewährleistung einer

lückenlosen Versorgung.

Zu S 43a SGB XI ist femer auf Folgendes hinzuweisen:

Bei Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995 mit Beginn der Gewährung vollstationärer

Leistungen der Pflegeversicherung zum 1. Juli 1996 hat der Gesetzgeber sich dafür entschieden, dass

die Pflegeversicherung, die als Teilleistungssystem ausgelegt ist, für den Bereich der Pflegeheime

zuständig sein sollte. Der Bereich der vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Men-

schen war zunächst nicht ausdrücklich geregelt Mit dem Ersten SGB XI-Änderungsgesetz vom

14. Juni 1996 wurde mit Wirkung ab 1996 eine finanzielle Beteiligung der Pflegeversicherung an

den Kosten vollstationärer Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen gemäß S 43a SGB XI

eingeführt. Der Grundsatz, dass Hilfen bei der Pflege in den vollstationären Einrichtungen der Hilfe

für behinderte Menschen integraler Bestandteil der Leistung der Eingliederungshilfe in der Einrich-
tung sind, blieb dabei erhalten.

Vor dem Hintergrund der Beratungen zum Erlass des Bundesteilhabegesetzes (BTHG), mit dem im

Recht der Eingliederungshilfe personenzentrierte Leistungen eingeführt werden sollten, während

das Recht der Pflegeversicherung an differenzierten ambulanten, teilstationären und vollstationä-

ren Leistungen festhält, wurde auch der Fortbestand des S 43a SGB XI erörtert. Im Rahmen der par-

lamentarischen Beratungen zum BTHG und zum Dritten Pflegestärkungsgesetz (PSG 111) haben sich

die damaligen Koalitionsfraktionen dabei darauf verstän(Hgt. dass an dem seinerzeitigen politi-

schen Kompromiss festgehalten wërden soll und die Leistungen der Pflegeversicherung nach S 43a

SGB XI erhalten bleiben. Der bisherige Anknüpfungspunkt des $ 43a SGB XI wurde im Rahmen von

BTHG und PSG 111 demgemäß formal angepasst mit dem ausdrücklichen Ziel. die Rechtswirkungen
der bisherigen Regelungen aufrechtzuerhalten.

Die pflegerische Versorgung der betroffenen Personen ist davon nicht betroffen; durch S 103 Ab-

satz l SGB IX ist bereits nach geltendem Recht sichergestellt. dass für betroffene pflegebedürftige

Personen in den Einrichtungen und Räumlichkeiten die leistungen der Eingliederungshilfe auch

die Pflegeleistungen umfassen.

Mit freundlichen Grüßen

''&
Dr. Martin Schölkopf
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Resolution des Kreistages des Landlaeises Gießen vom 12. Dezember 2022

Sehr geehrter Herr Ide.

vielen Dank für Ihr Schreiben an Herrn Bundesminister Prof. Dr. Lauterbach vom 13. Februar 2023

auf das ich Ihnen im Auftrag des Bundesgesundheitsministers geme antworte.

In Ihrem Schreiben teilen Sie mit, der Kreistag des Landkreises Gießen habe in seiner Sitzung am

12. Dezember 2022 einen Beschluss gefasst, den Sie mit Ihrem Schreiben tibemlitteln. Hiernach ap-

pelliert der Kreistag, sich auf Bundes- und Landesebene für eine Neuregelung aller sogenannten

"systemwidrigen Leistungen' einzusetzen, mit dem Ziel, nicht nur den Landeswohlfahrtsverband

(LWV) Hessen. sondem gleiëhzeitig alle Landkreise und kreisfreien Städte Hessens finanlzieU zu ent.

lasten. Unter .systemwidrigen Leistungen' versteht der Kreistag dabei aUe Leistungen. welche auf-

gmnd von inkonsistenten gesetzlichen Verpflichtungen, fehlenden gesetzlichen Regelungen, rest-

riktiven Bewilligungspraxen anderer Kostenträger und mangelnder Altemativen durch den LWV

Hessen finanziert werden mussten. obwohl diese systematisch nicht in die Zuständigkeit der Ein-

gliederungshilfe gehörten. Dazu zählen aus Sicht des Kreistages unter anderem Ansprüche auf Leis-

tungsbeträge der Pflegeversicherung in stationären Eingliederungshilfeeinrichtungen. Der Kreistag
begrüße daher den Beschluss der Arbeite- und Sozialministerkonferenz 2022 zu $ 43a Elftes Buch

Sozialgesetzbuch(SGB XI), der notwendige Änderungen bei den Leistungen der Pflegekassen für

Menschen mit Behinderung, insbesondere in den besonderen Wohnfom)en der Eingliedenings-

hilfe, einfordere. hemer zählten zu den ..systemwidrigen Leistungen" nach Ansicht des Kreistages

die Kosten des LWV für die Fachkliniken zur medizinischen Rehabilitation, für die "Kosten der Un-

terkunft(125% Regelung)' und für die Soziotherapie der Krankenversicherung. Der Kreistag for-



sdb 2v." 4 den, all diese Leistungen durch andere Kostenüäger zu finanzieren und das Budget des LWV Hes

sen und letztendlich das der Kommunen, die den LWV Hessen wagen, um derzeit 115 Mio. Euro

jährlich zu entlasten.

Der Beschluss des Kreistages des Landkreises Gießen bezieht sich mithin unter anderem auf die

Leistungen der Pflegeversicherung nach S 43a SGB XI.

Im Rahmen der Leistungen für Menschen mit Behinderungen mit den Pflegegraden 2 bis 5, die in

vollstationären Einrichtungen leben, in denen die Teilhabe am Arbeitsleben, die Teilhabe an Bil-

dung oder die soziale Teilhabe, die schulische Ausbildung oder die Erziehung von Menschen mit

Behinderungen im Vordergrund des Einrichtungszwecks stehen, beteiligt sich die Pflegeversiche:

rung an den Kosten für die in den Einrichtungen erbrachten Pflegeleistungen gemäß S 43a SGB XI.

Das bedeutet, dass die Pflegekasse pauschal Kosten in Höhe von 15 Prozent der mit dem Leistungs-

erbringer nach Teil 2 des Neuntes Buches Sozialgesetzbuch(SGB IX) vereinbarten Vergütung über-

nimmt, höchstens jedoch 266 Euro im Kalendemlonat Damit sind die pflegebedingten Aufwen-

dungen einschließlich der Aufwendungen für Betreuung und die Aufwendungen für Leistungen

der medizinischen Behandlungspflege. die in der Einrichtung erbracht werden, seitens der Pflege-

versicherung pauschal abgegolten. Flankierend zu der Regelung des $ 43a SGB XI ist zugleich in

$ 103 Absatz l SGB IX geregelt, dass die Eingliederungshilfe in den oben genannten Einrichtungen

auch die notwendige Pflege umfasst Mit diener Regelung wird sichergestellt, dass die pflegebedürf

algen Menschen in den genannten Einrichtungen die notwendigen pflegerischen Leistungen zu-

sammen mit den Leistungen der Eüigliederungshilfe aus.einer Hand erhalterl

Das Gleiche gilt gemäß SGB XI und SGB IX für Menschen mit Behinderungen mit den Pflegegraden

2 bis 5, die Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten und in Räumlichkeiten leben,

in denen der Zweck des Wohnens voü Menschen mit Behinderungen und der Erbringung von

Leistungen der Eingliederungshilfe für diese im Vordergrund steht.

auf deren Überlastung das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz Anwendung findet(bei de-

nen die tlberlassung von Wohnraum und Pflege- oder Betreuungsleistungen also in bestimm-

ter. im Gesetz beschriebener Weise miteinander verbunden sind) und

in denen der Umfang der Gesamtversorgung der in den Räumlichkeiten wohnenden Men-

schen mit Behinderungen durch Leistungserbringer regelmäßig einen Umfang erreicht, der

weitgehend der Versorgung in einer vollstationären Einrichtung entspricht

Bei einer Versorgung der Menschen mit Behinderungen sowoH in solchen Räumlichkeiten als

auch in Einrichtungen ist eine Gesamtbetrachtung anzustellen, ob der Umfang der Versorgung

durch Leistungserbringer weitgehend der Versorgung in einer vollstationären Einrichtung ent-

spricht



getto 3 v." 4 Befinden sich Menschen mit Behinderungen und einem Pflegegrad an bestimmten Tagen nicht in

den oben genannten Einrichtungen oder Räumlichkeiten, sondem werden zu Hause - beispiels-

weise bei den Eltern - gepflegt und betreut, stehen für die Tage dieser häuslichen Pflege Leistungen

der Pflegeversicherung zur Unterstützung der.häuslichen Pflege nach dem SGB XI zur Verfügung.

So besteht beispielsweise Anspruch auf ein ungeküntes Pflegegeld anteilig für die Tage, an denen

die Versorgung der Pflegebedürftigen in einem Haushalt außerhalb der Einrichtungen oder Räum-
lichkeiten sichergestellt wird.

Die genannten Rechtsvorschriften regeln damit insgesamt betrachtet die Gewährleistung einer
lückenlosen Versorgung.

Zu $ 43a SGB XI ist ferner auf Folgendes hinzuweisen:

Bei Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995 mit Beginn der Gewährung vollstationärer

Leistungen der Pflegeversicherung zum 1. Juli 1996 hat der Gesetzgeber lich dafür entschieden, dass

die Pflegeversicherung, die als Teilleistungssystem ausgelegt ist, für den Bereich der Pfl.egeheime

zuständig sein sollte. Der Bereich der vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Men-

schen war zunächst nicht ausdrücklich geregelt. Mit dem Ersten SGB XI-Änderungsgesetz vom

14. Juni 1996 wurde hit Wirkung ab 1996 eine finanzielle Beteiligung der Pflegeversicherung an

den Kosten vollstationärer Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen gemäß $ 43a SGB XI

eingeführt. Der Grundsatz, dass Hilfen bei der Pflege in den vollstationären Einrichtungen der Hilfe

für behinderte Menschen integraler Bestandteil der Leistung der Eingliederungshilfe in der Einrich-
tung sind, blieb dabei erhalten.

Vor dem Hintergrund der Beratungen zum Erlass des Bundesteilhabegesetzes (BTHG). mit dem im

Recht der Eingliederungshilfe personenzentrierte Leistungen eingeführt werden sollten, während

das Recht der Pflegeversicherung an differenzierten ambulanten, teilstationären und vollstationä-

ren Leistungen festhält. wurde auch der Fortbestand des S 43a SGB XI erörtert. Im Rahmen der par-

lamentarischen Beratungen zum B'mG und zum Dritten Pflegestärkungsgesetz (PSG 111) haben sich

die damaligen Koalitionsfraktionen dabei darauf verständigt, dass an dem seinerzeitigen politi-

schen Kompromiss festgehalten werden soll und dië Leistungen der Pflegeversicherung nach S 43a

SGB XI erhalten bleiben. Der bisherige Anknüpfungspunkt des S 43a SGB XI wurde im Rahmen von

BTHG und PSG ]]] demgemäß fomia] angepasst mit dem ausdrücklichen Ziel, die Rechtswirkungen

der bisherigen Regelungen aufrechtzuerhalten. Die pflegerische Versorgung der beüoffenen Perso-

nen ist davon nicht betroffen; durch S 103 Absatz l SGB IX ßt bereits nach geltendem Recht sicher-

gestellt, dass für betroffene pflegebedürftige Personen in den Einrichtungen und Räumlichkeiten

die Leistungen der Eingliederungshilfe auch die Pflegeleistungen umfassen.

Mit Blick darauf. dass in dem Beschluss femer die Kosten für Fachkliniken zur medizinischen Reha.

bilitation zu den sogenannten systemwidrigen Leistungen des Landeswohlfahrtsverbandes Hessen



hü 4-'" 4 (LWV) gezählt werden, weise ich darauf hin, dass das Bundesministerium für Gesundheit aus-

schließlich für die auf Grundlage des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) durch den Rehabili-

tationsträger der gesetzlichen l<rankenkassen erbrachten Leistungen zuständig ist. Diese dürfen nur

dann erbracht werden, wenn nicht andere Sozialversicherungsträger(insb. Rentenversicherung)

vorrangigzuständigsind.

l)ie Finanzierung der im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung(GKV) erbrachten Rehabili-

tationsleistungen erfolgt auf der Grundlage :von zwischen den Krankenkassen und den Trägem der

Rehabilitationseinrichtungen getroffenen Vereinbarungen gemäß $ 111 Absatz 5 SGB V. Es obliegt

dabei den Vertragsparteien, bedarfsgerechte Vergütungshöhen auszuhandeln.

Nach $ 37a Absatz l Satz l SGB V haben Versicherte, die wegen schwerer psychischer Erkrankung

nicht in der Lage sind, ärztliche oder ärztlich verordnete Leistungen selbständig in Anspruch zu

nehmen, Anspruch auf Soziotherapie, wenn dadurch Krankenhausbehandlung vermieden oder

verkürzt wird oder wenn diese geboten, aber nicht ausführbar ist Der Gemeinsame Bundesaus-

schuss (G-BA) bestimmt nach $ 37a Absatz 2 SGB V in Richtlinien nach $ 92 SGB V das Nähere über

Voraussetzungen, Art und Umfang der Versorgung mit Leistungen der Soziotherapie. Kosten für

Leistungen, die außerhalb der dort getroffenen Festlegungen erbracht werden, können daher nicht

durch die GKV übernommen werden.

Soweit in dem Beschluss des Kreistages über diese Fragen hinaus Leistungen anderer Träger, wie

etwa Fragen zur Abgrenzung von Leistungen der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-

buch(SGB XII) und dem Recht der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX, angesprochen werden,

verlässt dies den Rahmen der Zuständigkeit des Bundesministeriums für Gesundheit, sodass ich um

Verständnis bitte. dass ich hierzu keine Stellung nehmen kann.

Ich hoffe. dass ich Ihnen mit diesen Infomlationen die Rechtslage besser nachvollziehbar darstellen

konnte.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

/ &
Dr. Martin Schölkopf



Hessisches Ministerium
für Soziales und Integration
Der Minister

HESSEN

Hessisches Ministerium fü Soäales und Integration
Posdach 31 40 . 65021 Wiesbaden ' '

Herrn Kreisbeigeordneten
Franklde
Landkreis Gießen -- Der Kreisausschuss
Postfach ll 07 60
35352 Gießen

Aktenzeichen

Bearbeiter/in: Herr Kling
Durchwahl:. (06 11) 3219-3074
Fax: (06 11)3271g-3074
E-Mall: bthg@hsm.hessen.de

IhrZeichen:
Ihre Nachricht: 13.02.2023

Datum: 28. Februar 2023ausschließlich per E-Mail

Resolution zur finanziellen Mehrbelastung des LWV wegen systemwidrlner
Leistungen, hier: Ihr Schreiben vom 13. Februar 2023 '''''''-''u

Sehr geehrter Herr Kreisbeigeordneter Ide,

für Ihr o.g. Schreiben danke Ich Ihnen

Die vom Kreistag des Landkreises Gießen beschlossene Resolution zu

Leistungen' steht im Einklang mit den Initiativen der Landesregierung.

.systemwidrigen

Gemeinsam mit anderen Ländern hat sich Hessen im Bundesrat dafür eingesetzt. dass

$ 42a Absatz 5 und 6, $ 45a Zwölftel Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) sowie $ 113

Absatz 5 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) so anzupassen sind, dass dle Kosten

der Unterkunft für Menschen mit Behinderungen, die in einer Wohneinrichtung leben,

vollständig über die Kosten der Unterkunft nach dem SGB Xll übernommen werden.

Aufgrund der Stellungnahmen der Länder wurde seitens des Bundosgesetzgebers im

Entwurf des Gesetzes zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarktes nun eine Regelung

zur Berechnung der durchschniWichen Warmmiete im SGB Xll aufgenommen. Die

aufgrund der Deckelung der Bedarfe für UnterkunR und Heizung pauschalierten

Aufwendungen in den besonderen Wohnfomlen gehen danach nicht mehr ausschließlich

zu finanziellen Lasten der Träger der Eingliederungshilfe.

Sonnenberger Stroßo 2/2A Telefon: (0611) 3219-0 E-Mall: poststele@hsm.hessen.de
3700 Intemet: http://www.sozlaln hessntdo

Das Dienstgëb

Buslinien 1. 8(Haltestelle: Kurtiaus/Tboater) und 18 .(Haltutelle Kunck) zu nnlchen
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Auf der 98. Arbeite- und Sozialministerkonferenz (ASMK) 2021 und der 99. ASMK 2022

haben wir uns als antragstellendes Land hinsichtlich der Leistungen der Pflegekassen in

den besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe ausdrücklich für eine Änderung der

derzeitigen Regelung ausgesprochen. Die derzeitige Regelung des $ 43a Elften Buch

Sozialgesetzbuch (SGB XI) verursacht nicht nur systemwidrige Kosten. sondern ist auch

eine Ungleichbehandlung mit anderen (pflege-)versicherten Personen. Ziel der

Beschlüsse der AMSK und der damit verbundenen Länderbestrebungen ist. bei einer

Neuregelung sicherzustellen. d?ss entstehende Mehrkosten in der Pflegeversicherung

durch einen steuerRnanzierten Bundeszuschuss ausgeglichen werden. Es bleibt

abzuwarten, ob und wie der zuständige Bundesgesetzgeber die Forderungen der ASMK

umsetzen wird; die Länder werden weiterhin auf eine interessengerechte Lösung

drängen.

Auch in weiteren Rechtsgebieten wie z.B. dem Ausbau der Soziotherapie ist eine

Minimierung der systemwidrigen Leistungen wichtig und durch bundesgesetzliche

Regelung umzusetzen.

Mit freundlichen Gaßen

KaiKlose



EINGEGANGEN
LWVHessen07. März 2023

Dezernat IV
34024 Kassel

Landeswohlfahrtsverband Hessen
Der Kommunalverband der hessischen
Kreise und kreisfreien Städte

Die Landesdirektorin

Hauptamtlicher Kreisbeigeordneter
Landkreis Gießen
Herrn Frank Ide
Riversplatz 1-9
35394 Gießen

Datum
Auskunft
Telefon
Telefax
E-Mail
Zimmer

02.03.2023
H. Nikutta
0561-100+2807
0561 -100+1807
frank.nikutta050@lwv-hessen.de
515

gen ($ 43a SGB XI) nziellen Mehrbelastung des LWV Hessen wegen systemwidriger Leistun
Ihr Schreiben vom 13.02.2023

Sehr geehrter Herr Ide

vielen Dank für Ihre Information zur Beschlussfassung einer Resolution zur finanziellen
Mehrbelastung des LWV Hessen wegen systemwidriger Leistungen ($ 43a SGB XI).

Ëgli$:111XH gB8 SBIEHEäl xi!: :.::
E TE:ßggr:::'I;gËE:':X'B=ÄII='ëE:,;;:'IE:$E::I=B.I'L::=IgEH:''.---,einsetzen. ' ' ' '

Mit freundlichen Grüßen

(Susanne Seibert)
Landesdirektorin

Internet
.}wv-+nssen de

Telefon
0561 1004-0

Telefax
0561 10H - 2727

l Besulcheranschritt
Ständoplatz 6-10
34117 Kassel

Bankverbindung
Landeskredäkasse Kassel

IBAN DE04 5205 0000 4091 0070 07
BIC HEt.ADEFF520



Landeswohlfahrtsverband Hessen
Der Kommunalverband der hessischen Kreise und keisfreien Städte

LWVHessen .

AUSZUG
aus dem Protokoll

def5. Sitzung
der Verbandsversammlung

am 14.12.2022

Öffentliche Tagesordnung !

5.2 Änderungsantrag zum Antrag A6/20221XVll "Resolution
zur finanziellen Mehrbelastung des LVW Hessen wegen
systemwidrige'r Leistungen
(S 43a SGB XI)"
- Antrag der SPD-, FDP- und FW-Fraktion, Fraktion Bünd-
nis 90/ Dio Grilnen und CDU-Fraktion

A6 -B- / 2022 / XVII

Beschluss

Die Verbandsversammlung bekräftigt den vom LWV und den kommunalen Spitzenverbänden frühzeitig
formulierten Appell an Bundes- und Landesebene, sich für eine Neuregelung aller sogenannten ..sys-
temwidrigen Leistungen' einzusetzen. mit dem Ziel, nicht nur den Landeswohlfahrtsverband. sondem
gleichzeitig alle Landkreise und kreisfreien Städte Hessens zu entlasten.

Unter .systemwidrigen Leistungen' versteht die Verbandsversammlung alle Leistungen. welche aufgrund
von inkonsistenten gesetzlichen Verpüichtungen. fehlenden geseblichen Regelungen. restriktiven Bewil-
ligungspraxen anderer Kostenträger und mangelnder Altemativen! durch den LVW Hessen finanziert
worden müssen. obwohl diese systematisch nicht in die Zuständigkeit der Eingliederungshilfe gehören.
Dazu zählen Ansprüche auf Leistungsbeträge der Pflegeversicherung in stationären ding.liederungshilfe-
einrichtungen. Femer zählen zu den .systemwidrigen Leistungen' die Kosten des LVW für die Fachklini-
ken zur medizinischen Rehabilitation, für die Kosten der Unterkunft (1 25% Regelung) und für die Sozio-
therapio der Krankenversicherung.

Die Verbandsversammlung des LWV fordert. all diese Leistungen systemgerecht durch andere Kosten-
träger zu finanzieren und das Budget des LVVV und letztendlich das der Kommunen, die den LVVV tra-
gen, um derzeit 1 1 5 Mio. € jährlich zu entlasten.

Die Verbandsversammlung begrüßt den einheitlichen Beschluss der Arbeite- und Sozialministerkonfe-
renz 2022 zu $ 43a SGB XI, der notwendige Änderungen bei den Leistungen der Pflegekasse für behirp
derbe Menschen insbesondere in den besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe einfordert und
die Benachteiligung dieser pflegebedilrftigen Personen beendet. Es ist im Zeitalter von Inklusion und
Teilhabe nicht akzeptabel, wenn Menschen in bestimmten Wohnformen systematisch Pflegeversiche-
rungsleistungen vorenthalten werden.

Beratunasergeb!!!s

Einstimmig, 0 Enthaltung(en)

Protokollnotiz

Die Punkte 5. 5.1 und 5.2 werden gemeinsam aufgerufen und beraten
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